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PRAAMBEL

In der Genossenschaft ,Wolfenbutteler Saftgenossen eG" schlie3en sich Menschen zusam-
men, die mit dem gemeinschaftlichen Betrieb einer Mostpresse die regionale und handwerk-
liche Verarbeitung von Obst aus der Region rund um Wolfenbittel auch fir kleine Obstmen-
gen nachhaltig sicherstellen wollen. Dieses Obst wachst meist auf Streuobstwiesen, die mit
ihrem Artenreichtum unverzichtbare und schutzbeddirftige Natur-Oasen in unserer engma-
schigen Siedlungslandschaft sind. Durch ihr ehrenamtliches Engagement fordern sie den
nachhaltigen Anbau von Streuobstwiesen, die Vielfalt der Obstsorten und den Genuss unter-
schiedlicher handwerklich hergestellter Streuobstprodukte im Landkreis Wolfenbuttel und
daruber hinaus, im Sinne des immateriellen Kulturerbes ,Streuobstwiesenanbau*.

Neben dem Betrieb der Mosterei wollen Saftgenossinnen und Saftgenossen einen Treffpunkt
fur Streuobstfreunde und einen Lernort schaffen, an dem regionale Traditionen bewahrt und
weitergetragen werden konnen und ein Marktplatz fur regionale Produkte von den Streuobst-
wiesen entsteht.
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I. FIRMA, SITZ, ZWECK UND GEGENSTAND DES UNTERNEHMENS

8§ 1 Firma und Sitz

(1) Die Firma der Genossenschaft lautet:

Wolfenbutteler Saftgenossen eG

(2) Der Sitz der Genossenschatft ist
38170 Kneitlingen-Eilum.

§ 2 Zweck und Gegenstand

(1) Zweck der Genossenschaft ist die Forderung des Erwerbs und der Wirtschaft der Mit-
glieder sowie deren sozialer oder kultureller Belange durch gemeinschaftlichen Ge-
schéftsbetrieb, insbesondere durch

€)) die gemeinschaftliche und verlassliche Verarbeitung des Obstes der Mitglieder auch in
kleinen Mengen zu hochwertigem Frischsaft, pasteurisiertem Frucht-Direktsaft, und
weiterer hochwertiger Produkte.

(b) die Forderung des Schutzes von Streuobstwiesen im Landkreis Wolfenbdittel, insbe-
sondere die Erhaltung und Neuanlage von Streuobstwiesen gemalf der aktuell giltigen
deutschen und niedersachsischen Naturschutzgesetze (Gesetz iber Naturschutz und
Landschaftspflege BNatSchG und Niedersachsisches Naturschutzgesetz NnatG).

(b) die Forderung des regionalen Streuobstanbaus im Sinne des immateriellen Kulturer-
bes, insbesondere der Wiesen- und Obstbaumpflege, ihrer Bewirtschaftung, Ernte
und Verarbeitung sowie traditioneller Handwerkstechniken und kultureller Veranstal-
tungen und Festen.

(©) die Forderung des birgerschaftlichen Engagements fur den Erhalt der Streuobstwie-
sen.

(2) Gegenstand des Unternehmens ist

(a) die gemeinschaftliche Herstellung von Saft und vielfaltiger, hochwertiger Produkte aus
dem Obst der Mitglieder im Wolfenbdtteler Land u.a. durch den Betrieb einer Mostpresse,

(b) die Unterstutzung der Mitglieder bei der Ernte durch Bereitstellung von Geréten fir die
Pflege und Beerntung von Streuobstwiesen,

(© der Betrieb einer Begegnungsstatte fiir Streuobstfreunde inkl. Café und Verkaufsstelle,

(d) sonstige Aktivitaten, die die in Abs. 1 genannten Zwecke unterstiitzen. Die Genos-
senschaft kann zu diesen Zwecken Grundstiicke erwerben und verauf3ern.

(3) Die Genossenschaft ist berechtigt, andere Unternehmen zu errichten und zu erwerben
sowie sich an anderen Unternehmen zu beteiligen. Sie ist ferner berechtigt, Zweignie-
derlassungen zu errichten.

(4) Die Ausdehnung des Geschaftsbetriebes auf Nichtmitglieder ist zugelassen.
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Il. MITGLIEDSCHAFT

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft
(1) Die Mitgliedschaft kbnnen erwerben:
a) natdrliche Personen,
b) Personengesellschaften,
c) juristische Personen des privaten oder dffentlichen Rechts.

(2) Aufnahmefahig ist nur, wer die Voraussetzungen fir die Inanspruchnahme der Einrich-
tungen der Genossenschaft erfillt oder dessen Mitgliedschaft im Interesse der Genos-
senschatft liegt.

(3) Die Mitgliedschaft wird erworben durch

a) eine unbedingte Beitrittserklarung des Antragstellers in Textform (§ 126b BGB), die
den Anforderungen des Genossenschaftsgesetzes entsprechen muss und

b) die Zulassung durch den Vorstand.

(4) Das Mitglied ist unverziglich in die Mitgliederliste (§ 16 Abs. 2 Buchstabe h) einzutra-
gen und hiervon unverziglich zu benachrichtigen.

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft
Die Mitgliedschaft endet durch
— Kindigung (8 5 Abs. 1),
— Ubertragung des Geschaftsguthabens (§ 6 Abs. 1),
— Tod eines Mitglieds (8 7),
— Auflésung einer juristischen Person oder Personengesellschaft (8 8),
— Ausschluss (8§ 9).

8 5 Kiindigung

(1) Jedes Mitglied kann seine Mitgliedschaft zum Schluss eines Geschaftsjahres unter Ein-
haltung einer Frist von sechs Monaten in Textform kiindigen.

(2) Soweit ein Mitglied mit mehreren Geschéftsanteilen beteiligt ist, ohne hierzu durch die
Satzung oder eine Vereinbarung mit der Genossenschaft verpflichtet zu sein, kann es in
Textform einen oder mehrere Geschéftsanteile seiner zusatzlichen Beteiligung zum
Schluss eines Geschéftsjahres unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten kindigen.

§ 6 Ubertragung des Geschiftsguthabens

(1) Ein Mitglied kann jederzeit, auch im Laufe des Geschéftsjahres, sein Geschaftsguthaben
durch Vereinbarung in Textform einem anderen Ubertragen und hierdurch aus der Ge-
nossenschaft ohne Auseinandersetzung ausscheiden, sofern der Erwerber an seiner
Stelle Mitglied ist oder wird. Ist der Erwerber bereits Mitglied, so ist die Ubertragung des
Geschaftsguthabens nur zulassig, sofern sein bisheriges Geschéftsguthaben nach Zu-
schreibung des Geschaftsguthabens des Veraul3erers den zulassigen Gesamtbetrag der
Geschéftsanteile, mit denen der Erwerber beteiligt ist oder sich beteiligt, nicht Ubersteigt.
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(2) Ein Mitglied kann sein Geschaftsguthaben, ohne aus der Genossenschaft auszuschei-
den, teilweise Ubertragen und damit die Anzahl seiner Geschéftsanteile verringern. Abs.
1 gilt entsprechend.

(3) Die Ubertragung des Geschaftsguthabens bedarf auer in den Fallen des § 76 Abs. 2
GenG der Zustimmung des Vorstands.

8 7 Tod eines Mitglieds

Mit dem Tod scheidet ein Mitglied aus. Seine Mitgliedschaft geht auf den Erben Uber. Sie endet
mit dem Schluss des Geschéftsjahres, in dem der Erbfall eingetreten ist.

§ 8 Auflésung einer juristischen Person oder Personengesellschaft

Wird eine juristische Person oder eine Personengesellschaft aufgeldst oder erlischt sie, so
endet die Mitgliedschaft mit dem Schluss des Geschéftsjahres, in dem die Auflésung oder das
Erléschen wirksam geworden ist. Im Fall der Gesamtrechtsnachfolge wird die Mitgliedschaft
bis zum Schluss des Geschaftsjahres durch den Gesamtrechtsnachfolger fortgesetzt.

8§ 9 Ausschluss

(1) Ein Mitglied kann aus der Genossenschaft zum Schluss des Geschéftsjahres ausge-
schlossen werden, wenn

a) es trotz schriftlicher Aufforderung unter Androhung des Ausschlusses den satzungs-
maRigen oder sonstigen der Genossenschaft gegentber bestehenden Verpflichtungen
nicht nachkommt;

b) es unrichtige Jahresabschlisse oder Vermdgensibersichten einreicht oder sonst
unrichtige oder unvollstandige Erklarungen (ber seine rechtlichen und/oder wirt-
schaftlichen Verhaltnisse abgibt;

c) es durch Nichterfullung seiner Verpflichtungen gegentiber der Genossenschaft diese
schadigt oder geschadigt hat;

d) es zahlungsunfahig geworden oder Gberschuldet ist oder wenn Uber sein Vermégen
ein Antrag auf Eroffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt wurde.

e) es seinen Geschaftsbetrieb, Sitz oder Wohnsitz verlegt, oder wenn sein dauernder
Aufenthaltsort unbekannt ist;

f) die Voraussetzungen fur die Aufnahme in die Genossenschaft nicht vorhanden waren
oder nicht mehr vorhanden sind;

g) es ein eigenes, mit der Genossenschaft in Wettbewerb stehendes Unternehmen be-
treibt oder sich an einem solchen beteiligt oder wenn ein mit der Genossenschatft in
Wettbewerb stehendes Unternehmen sich an dem Unternehmen des Mitglieds betei-
ligt;

h) sich sein Verhalten mit den Belangen der Genossenschaft nicht vereinbaren l&sst.

(2) Fur den Ausschluss ist der Vorstand zustandig. Mitglieder des Vorstands oder des Auf-
sichtsrats kénnen jedoch nur durch Beschluss der Generalversammlung ausgeschlossen
werden.

(3) Vor der Beschlussfassung ist dem AuszuschlieRenden Gelegenheit zu geben, sich zu
dem beabsichtigten Ausschluss zu aufRern. Hierbei sind ihm die wesentlichen Tatsachen,
auf denen der Ausschluss beruhen soll, sowie der satzungsmalflige AusschlielRungsgrund
mitzuteilen.
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(4)

(5)

(6)

(1)

(2)

3)

(4)

Der Beschluss, durch den das Mitglied ausgeschlossen wird, hat die Tatsachen, auf de-
nen der Ausschluss beruht, sowie den satzungsmafigen AusschlieRungsgrund anzuge-
ben.

Der Beschluss ist dem Ausgeschlossenen von dem Vorstand unverziglich durch einge-
schriebenen Brief mitzuteilen. Von der Absendung des Briefes an kann das Mitglied nicht
mehr an der Generalversammlung teilnehmen, noch die Einrichtungen der Genossen-
schaft benutzen, sowie Mitglied des Vorstands oder Aufsichtsrats sein.

Der Ausgeschlossene kann, wenn nicht die Generalversammlung den Ausschluss be-
schlossen hat, innerhalb eines Monats seit der Absendung des Briefes Beschwerde beim
Aufsichtsrat einlegen. Die Beschwerdeentscheidung des Aufsichtsrats ist genossen-
schaftsintern endglltig. Legt der Ausgeschlossene nicht fristgerecht Beschwerde ein, ist
der ordentliche Rechtsweg ausgeschlossen.

§ 10 Auseinandersetzung

Fur die Auseinandersetzung zwischen dem ausgeschiedenen Mitglied und der Genos-
senschaft ist der festgestellte Jahresabschluss maRgebend; Verlustvortrage sind nach
dem Verhéltnis der Geschéftsanteile zu beriicksichtigen. Im Fall der Ubertragung des
Geschéftsguthabens (8§ 6) findet eine Auseinandersetzung nicht statt.

Dem ausgeschiedenen Mitglied ist das Auseinandersetzungsguthaben binnen sechs
Monaten nach dem Ausscheiden auszuzahlen.? Die Genossenschaft ist berechtigt, bei
der Auseinandersetzung die ihr gegen das ausgeschiedene Mitglied zustehenden falligen
Forderungen gegen das auszuzahlende Guthaben aufzurechnen. Auf die Riicklagen und
das sonstige Vermoégen der Genossenschaft hat das Mitglied keinen Anspruch.

Der Genossenschaft haftet das Auseinandersetzungsguthaben des Mitglieds als Pfand
fur einen etwaigen Ausfall, insbesondere im Insolvenzverfahren des Mitglieds.

Die Absatze 1 bis 3 gelten entsprechend fur die Auseinandersetzung bei der Kiindigung
einzelner Geschéftsanteile.

§ 11 Rechte der Mitglieder

Jedes Mitglied hat das Recht,

a) die Einrichtungen der Genossenschaft nach MalRgabe der dafir getroffenen Bestim-
mungen zu benutzen;

b) an der Generalversammlung, an ihren Beratungen, Abstimmungen und Wabhlen teil-
zunehmen und dort Auskiinfte Uber Angelegenheiten der Genossenschaft zu verlan-
gen, soweit dem § 34 nicht entgegensteht;

c) Antrage fir die Tagesordnung der Generalversammlung gemaf § 28 Abs. 4 einzurei-
chen;

d) Antrage auf Einberufung einer auf3erordentlichen Generalversammlung gemafid 8§ 28
Abs. 2 einzureichen;

e) an den satzungsgemal’ beschlossenen Ausschittungen teilzunehmen;

2

Erlduterung: Der vorgeschlagenen Anpassung bedarf es nur dann zwingend, wenn in der Satzung Regelun-
gen zum Mindestkapital gem. § 8a GenG aufgenommen sind/aufgenommen werden sollen bzw. die Satzung
gem. § 73 Abs. 4 GenG Voraussetzungen, Modalitdten und die Frist fiir die Auszahlung des Auseinanderset-
zungsguthabens abweichend von § 73 Abs. 2 S. 2 GenG regelt.
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f)

)
h)

rechtzeitig vor Feststellung des Jahresabschlusses durch die Generalversammliung
eine Abschrift des Jahresabschlusses, des Lageberichts, soweit dieser gesetzlich
erforderlich ist, und des Berichts des Aufsichtsrats hierzu zu verlangen;

die Niederschrift Uber die Generalversammlung einzusehen;
die Mitgliederliste einzusehen;

das zusammengefasste Ergebnis des Prufungsberichts einzusehen.

§ 12 Pflichten der Mitglieder

(1) Jedes Mitglied hat die Pflicht, das genossenschaftliche Unternehmen nach Kréften zu

9)

unterstitzen. Das Mitglied hat insbesondere

den Bestimmungen des Genossenschaftsgesetzes, der Satzung und den Beschlissen
der Generalversammlung nachzukommen;

die geltenden allgemeinen Geschéfts-, Lieferungs- und Zahlungsbedingungen einzu-
halten;

Angebotsunterlagen, Preise und Konditionen, Rundschreiben und sonstige Informati-
onen der Genossenschaft gegentiber AuRenstehenden vertraulich zu behandeln;

auf Anforderung die fur die Genossenschaft erforderlichen Unterlagen einzureichen,
insbesondere seine Jahresabschlisse vorzulegen und Auskinfte Uber seine Ge-
schafts- und Umsatzentwicklung und die Gestaltung seines Sortiments zu geben. Die
Auskiinfte werden von der Genossenschatft vertraulich behandelt;

der Genossenschaft jede Anderung der Anschrift und E-Mailadresse, jede Anderung
der Rechtsform und der Inhaberverhaltnisse seines Unternehmens unverziglich mit-
zuteilen;

ein der Kapitalriicklage (8§ 39 a) zuzuweisendes Eintrittsgeld zu zahlen, wenn dessen
Hohe und Einzahlungsweise von der Generalversammlung festgesetzt ist.

laufende Beitrage fur Leistungen, welche die Genossenschaft den Mitgliedern erbringt
oder zur Verflgung stellt und Uber deren Hohe die Generalversammlung bestimmt, zu
entrichten.

(2) Gemeinschaftsarbeit / Arbeitsdienst

a) Zur Verwirklichung des Forderzwecks (8 2) kann die Genossenschaft von ihren
Mitgliedern die Erbringung unentgeltlicher Gemeinschaftsarbeit (Arbeitsdienst) ver-
langen. Der Arbeitsdienst dient insbesondere dem Betrieb und der Unterhaltung der
Einrichtungen der Genossenschaft (z.B. Mosterei/Maschinen), der Pflege und Bewirt-
schaftung von Streuobstwiesen, der Ernte- und Verarbeitungsunterstiitzung sowie der
Durchfihrung von Veranstaltungen im Sinne des Genossenschaftszwecks.

b) Umfang und Ausgleich

Die Generalversammlung kann den Jahresumfang des Arbeitsdienstes je Mitglied
pro Geschaftsjahr sowie die Mdglichkeit von Ersatzleistungen festlegen. Soweit ein
Mitglied den Arbeitsdienst nicht erbringt, kann anstelle der Arbeitsleistung eine von der
Generalversammlung festzulegende Ausgleichszahlung erhoben werden.

c) Arbeitsordnung (Ausfuhrung)
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Die Einzelheiten des Arbeitsdienstes, insbesondere Art und Umfang anrechenbarer
Tatigkeiten, Organisation und Zuteilung von Einsétzen, Nachweis/Anrechnung,
Befreiungen und Ausnahmen (Hartefalle), Ersatzleistungen, Ausgleichszahlungen
sowie Folgen der Nichterfullung, regelt eine Arbeitsordnung. Die Arbeitsordnung wird
von der Generalversammlung beschlossen; sie kann dem Vorstand die Durchfiihrung
und laufende Einsatzplanung tUbertragen.

lll. ORGANE DER GENOSSENSCHAFT

§ 13 Organe der Genossenschaft

Die Organe der Genossenschaft sind:

A. der Vorstand
B. der Aufsichtsrat

C. die Generalversammlung

(1)
(2)

3)

(1)

(2)

(1)

A. Der Vorstand

§ 14 Leitung der Genossenschaft
Der Vorstand leitet die Genossenschaft in eigener Verantwortung.

Der Vorstand fiihrt die Geschéfte der Genossenschaft gemanR den Vorschriften der Ge-
setze, insbhesondere des Genossenschaftsgesetzes, der Satzung und der Geschaftsord-
nung fir den Vorstand.

Der Vorstand vertritt die Genossenschaft gerichtlich und auRRergerichtlich nach MalRgabe
des § 15.

§ 15 Vertretung

Die Genossenschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmit-
glied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen gesetzlich vertreten. Der Aufsichtsrat kann
einzelne oder alle Vorstandsmitglieder von dem Verbot der Mehrvertretung des § 181
Alternative 2 BGB befreien, ihnen also die Befugnis erteilen, bei allen Rechtshandlungen,
welche die Genossenschaft mit oder gegenliber Dritten vornimmt, zugleich als Vertreter
Dritter zu handeln.

Die Erteilung von Prokura, Handlungsvollmacht und sonstigen Vollmachten zur rechts-
geschatftlichen Vertretung ist zuldssig. Naheres regelt die Geschaftsordnung fir den Vor-
stand.

§ 16 Aufgaben und Pflichten des Vorstands

Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Geschaftsfihrung die Sorgfalt eines ordentli-
chen und gewissenhaften Geschaftsleiters einer Genossenschaft anzuwenden. Uber
vertrauliche Angaben und Geheimnisse, namentlich Betriebs- oder
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(2)

Geschéftsgeheimnisse, die ihnen durch die Tatigkeit im Vorstand bekannt geworden sind,
haben sie Stillschweigen zu bewahren.

Der Vorstand hat insbesondere

a) die Geschafte entsprechend Zweck und Gegenstand der Genossenschaft ordnungs-
gemaln zu fuhren;

b) die fur den ordnungsgemafien Geschaftsbetrieb notwendigen personellen und sachli-
chen MalRnahmen rechtzeitig zu planen und durchzuftihren;

c) sicherzustellen, dass Lieferungen und Leistungen ordnungsgemalf erbracht und die
Mitglieder sachgemal betreut werden;

d) eine Geschéftsordnung nach Anhérung des Aufsichtsrats aufzustellen, die vom Vor-
stand einstimmig zu beschlie3en und von allen Vorstandsmitgliedern zu unterzeichnen
ist;

e) fur eine ordnungsgemafe Buchfihrung und ein zweckdienliches Rechnungswesen zu
sorgen;

f) ordnungsmaéaRige Inventuren vorzunehmen und ein Inventarverzeichnis zum Ende des
Geschaftsjahres aufzustellen;

g) spatestens innerhalb von finf Monaten nach Ende des Geschéftsjahres den Jahres-
abschluss und den Lagebericht, soweit dieser gesetzlich erforderlich ist, aufzustellen,
dem Aufsichtsrat unverziglich und sodann mit dessen Bemerkungen der Generalver-
sammlung zur Feststellung des Jahresabschlusses vorzulegen;

h) Uber die Zulassung des Mitgliedschaftserwerbs und Uber die Beteiligung mit weiteren
Geschéftsanteilen zu entscheiden, sowie die Mitgliederliste nach MafRgabe des Ge-
nossenschaftsgesetzes zu fuhren, sowie fur die ihm nach Genossenschaftsgesetz
obliegenden Anmeldungen und Anzeigen Sorge zu tragen;

i) dem gesetzlichen Prufungsverband Einberufung, Termin, Tagesordnung und Antrage
fur die Generalversammlung rechtzeitig anzuzeigen;

i) im Prifungsbericht festgestellte Mangel abzustellen und dem gesetzlichen Prifungs-
verband hiertiber zu berichten;

k) dem gesetzlichen Prufungsverband von beabsichtigten Satzungsanderungen recht-
zeitig Mitteilung zu machen.

§ 17 Berichterstattung gegeniiber dem Aufsichtsrat

Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat mindestens halbjahrlich, auf Verlangen auch in kiirzeren
Zeitabstanden, u.a. vorzulegen,

a) eine Ubersicht Uiber die geschaftliche Entwicklung der Genossenschaft im abgelaufe-
nen Zeitraum anhand von Zwischenabschliissen;

b) eine Aufstellung tber die Gesamtverbindlichkeiten der Genossenschaft einschliellich
der Wechselverpflichtungen und des Biirgschaftsobligos;

c) eine Ubersicht tiber die von der Genossenschaft gewahrten Kredite;

d) einen Unternehmensplan, aus dem insbesondere der Investitions- und der Kapitalbe-
darf hervorgenht;

e) einen Bericht Uber besondere Vorkommnisse; hierliber ist vorab erforderlichenfalls
unverzlglich der Vorsitzende des Aufsichtsrats zu verstandigen.
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(1)

(2)
(3)

(4)

(1)

(2)

3)

(4)

§ 18 Zusammensetzung und Dienstverhaltnis

Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Vorstandsmitglieder, die nicht
hauptamtlich tatig sind, sollen selbststandige, aktiv tatige Mitglieder oder Personen, die
zur Vertretung von Mitgliedsgesellschaften befugt sind, sein.

Hauptamtliche Geschaftsflihrer der Genossenschaft miissen dem Vorstand angehéren.

Der Vorstand wird vom Aufsichtsrat bestellt und abberufen. Der Aufsichtsrat ist fiir den
Abschluss, die Anderung sowie die Beendigung von Dienstvertragen mit Vorstandsmit-
gliedern zustandig. Die Erklarungen des Aufsichtrates werden durch seinen Vorsitzenden,
bei dessen Verhinderung durch seinen Vertreter, abgegeben. Die Beendigung des
Dienstverhaltnisses hat die Aufhebung der Organstellung zum Zeitpunkt des Ausschei-
dens zur Folge.

Die Bestellung nicht hauptamtlicher Vorstandsmitglieder ist auf drei Jahre befristet. Wie-
derbestellung ist zuléssig.

§ 19 Willensbildung

Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte seiner Mitglieder mitwirkt.
Er fasst seine Beschlisse mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen; im Fall des § 16 Abs.
2 Buchstabe d ist Einstimmigkeit erforderlich. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als
abgelehnt.

Vorstandssitzungen kénnen auch ohne kérperliche Anwesenheit an einem Sitzungsort
mittels elektronischer Kommunikation abgehalten werden (virtuelle Sitzung), wenn kein
Mitglied des Vorstands diesem Verfahren widerspricht. Unter denselben Voraussetzun-
gen kann eine Vorstandssitzung sowohl durch kdrperliche Anwesenheit am Sitzungsort
als auch ohne korperliche Anwesenheit an diesem Ort mittels elektronischer Kommuni-
kation abgehalten werden (hybride Sitzung). Eine Beschlussfassung ist ohne Einberu-
fung einer Sitzung schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation zul&ssig,
wenn kein Mitglied des Vorstands

diesem Verfahren widerspricht.

Beschlisse, die Uber den regelmafiigen Geschaftsbetrieb hinausgehen, sind zu Beweis-
zwecken zu protokollieren. Die Protokolle sind fortlaufend zu nummerieren und von den
an der Beschlussfassung beteiligten Vorstandsmitgliedern zu unterzeichnen.

Wird Uber geschéftliche Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die die Interes-
sen eines Vorstandsmitglieds, seines Ehegatten oder Lebenspartners, seiner Eltern,
Kinder und Geschwister oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen
Person beriihren, so darf das betroffene Vorstandsmitglied an der Beratung und Abstim-
mung nicht teilnehmen. Das Vorstandsmitglied ist jedoch vor der Beschlussfassung zu
horen.

§ 20 Teilnahme an Sitzungen des Aufsichtsrats

Die Mitglieder des Vorstands sind berechtigt, an den Sitzungen des Aufsichtsrats teilzuneh-
men. Durch Beschluss des Aufsichtsrats kann die Teilnahme ausgeschlossen werden. In den
Sitzungen des Aufsichtsrats hat der Vorstand die erforderlichen Auskinfte Gber geschéftliche
Angelegenheiten zu erteilen.
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§ 21 Kredit an Vorstandsmitglieder

Die Gewahrung von Krediten oder anderen wirtschaftlichen Vorteilen an Mitglieder des Vor-
stands, deren Ehegatten oder Lebenspartner, minderjahrige Kinder sowie an Dritte, die fur
Rechnung einer dieser Personen handeln, bedirfen der vorherigen Zustimmung des Auf-

sichtsrats.
B. Der Aufsichtsrat
§ 22 Aufgaben und Pflichten des Aufsichtsrats
(1) Der Aufsichtsrat hat die Geschaftsfilhrung des Vorstands zu tberwachen und sich zu

(2)

3)

(4)

(5)

(6)

(7)

(8)

diesem Zweck Uber die Angelegenheiten der Genossenschaft zu unterrichten. Er kann
jederzeit hiertiber Berichterstattung von dem Vorstand verlangen und selbst oder durch
einzelne von ihm zu bestimmende Mitglieder die Biicher und Schriften der Genossen-
schaft sowie den Kassenbestand und die Bestande an Wertpapieren und Waren einse-
hen und prifen. Auch ein einzelnes Mitglied des Aufsichtsrats kann Auskunfte, jedoch nur
an den Aufsichtsrat, verlangen.

Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht, soweit dieser gesetzlich
erforderlich ist, und den Vorschlag des Vorstands fir die Verwendung eines Jahresiber-
schusses oder fiir die Deckung eines Jahresfehlbetrages zu prifen. Er hat sich dartber
zu aufBern und der Generalversammlung vor Feststellung des Jahresabschlusses Bericht
Zu erstatten. Jedes Mitglied des Aufsichtsrates hat den Inhalt des Prifungsberichts zur
Kenntnis zu nehmen.

Der Aufsichtsrat kann zur Erfullung seiner gesetzlichen und satzungsméaRigen Pflichten
aus seiner Mitte Ausschusse bilden und sich der Hilfe von Sachverstandigen auf Kosten
der Genossenschaft bedienen. Soweit der Aufsichtsrat Ausschisse bildet, bestimmt er,
ob diese beratende oder entscheidende Befugnis haben; auRerdem bestimmt er die Zahl
der Ausschussmitglieder. Ein Ausschuss muss mindestens aus drei Personen bestehen.
Ein Ausschuss ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte seiner Mitglieder mitwirkt. Fir
die Beschlussfassung gilt erganzend § 25.

Einzelheiten Uber die Erfullung der dem Aufsichtsrat obliegenden Pflichten regelt die
vom Aufsichtsrat aufzustellende Geschaftsordnung. Ein Exemplar der Geschaftsordnung
ist jedem Mitglied des Aufsichtsrats gegen Empfangsbescheinigung auszuhandigen.

Die Aufsichtsratsmitglieder haben bei ihrer Tatigkeit die Sorgfalt eines ordentlichen und
gewissenhaften Aufsichtsratsmitglieds einer Genossenschaft anzuwenden. Sie haben
Uber alle vertraulichen Angaben und Geheimnisse der Genossenschaft sowie der Mit-
glieder und Kunden, die ihnen durch die Téatigkeit im Aufsichtsrat bekannt geworden sind,
Stillschweigen zu bewahren.

Die Aufsichtsratsmitglieder dirfen keine nach dem Geschéftsergebnis bemessene Ver-
gutung (z.B. Tantieme) beziehen. Dagegen kann neben dem Ersatz der Auslagen eine
Aufsichtsratsvergutung gewahrt werden, tGiber die die Generalversammlung beschlief3t.

Der Aufsichtsrat vertritt die Genossenschaft gegentber den Vorstandsmitgliedern ge-
richtlich und auRRergerichtlich.

Die Beschlisse des Aufsichtsrates vollzieht der Aufsichtsratsvorsitzende, bei dessen
Verhinderung sein Stellvertreter.
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(1)

(2)

3)

(4)

(5)

(6)

(7)

(1)

§ 23 Gemeinsame Sitzungen von Vorstand und Aufsichtsrat,
zustimmungsbediirftige Angelegenheiten

Uber die Grundséatze der Geschéftspolitik beschlieRen Vorstand und Aufsichtsrat nach
gemeinsamer Beratung und durch getrennte Abstimmung.

Folgende Angelegenheiten bedirfen der Zustimmung des Aufsichtsrats,

a) der Erwerb, die Bebauung, die Belastung und die VerduRerung von Grundstiicken und
grundsticksgleichen Rechten; ausgenommen ist der Erwerb von Grundstiicken und
grundstiicksgleichen Rechten zur Rettung eigener Forderungen,;

b) der Erwerb und die VerduRerung von dauernden Beteiligungen;

c) der Abschluss von Vertragen mit besonderer Bedeutung, insbesondere von solchen
Vertragen, durch die wiederkehrende Verpflichtungen in erheblichem Umfang fir die
Genossenschaft begriindet werden;® Die weiteren Einzelheiten regelt die Geschafts-
ordnung des Aufsichtsrates.

d) die Ausschittung einer Rickvergitung (8 43);
e) die Verwendung von Riicklagen gemal 88 39, 39 a;
f) den Beitritt zu und den Austritt aus Organisationen und Verbénden;

g) die Form der Versammlung und die Form der Erdrterungsphase im Fall einer Ver-
sammlung im gestreckten Verfahren (8 36a Abs. 3), die Festlegung von Termin und
Ort der Generalversammlung, die Moglichkeit der Mitwirkung an der Beschlussfassung
einer nur als Prasenzversammlung durchgefiihrten Generalversammlung (8 36b) und
die Bild- und Tonubertragung der Generalversammlung (8 36¢ Abs. 2);

h) Erteilung und Widerruf der Prokura.

Gemeinsame Sitzungen werden von dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder dessen
Stellvertreter einberufen. Fur die Einberufung gilt 8 25 Abs. 2 entsprechend. Die Bestim-
mungen des § 19 Abs. 2 und 8 25 Abs. 4 sind entsprechend anwendbar, wenn kein Mit-
glied des Aufsichtsrats und kein Mitglied des Vorstands diesem Verfahren widerspricht.

Den Vorsitz in den gemeinsamen Sitzungen fuhrt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder
dessen Stellvertreter, falls nichts anderes beschlossen wird.

Vorstand und Aufsichtsrat sind beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte der Mitglieder
des Vorstands und mehr als die Halfte der Mitglieder des Aufsichtsrats mitwirken.

Ein Antrag ist abgelehnt, wenn er nicht die Mehrheit sowohl im Vorstand als auch im
Aufsichtsrat findet.

Beschlisse sind zu Beweiszwecken in einem gemeinsamen Protokoll festzuhalten; das
Ergebnis der getrennten Abstimmung ist hierbei festzuhalten; ergénzend gelten § 19 Abs.
3 und § 25 Abs. 6 entsprechend.

§ 24 Zusammensetzung und Wabhl

Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei, héchstens funf Mitgliedern, die von der
Generalversammlung gewahlt werden; in diesem Rahmen bestimmt sie auch die konkrete
Zahl der Aufsichtsratsmitglieder. Es sollen nur selbstandige, aktiv tatige Mitglieder oder
Personen, die zur Vertretung solcher Mitglieder befugt sind, in den Aufsichtsrat gewahlt
werden. Die Mitglieder des Aufsichtsrats dirfen nicht zugleich Vorstandsmitglieder,

® In kleineren Genossenschaften kénnen lingere Zeitrdume sinnvoll sein.
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(2)

dauernde Stellvertreter der Vorstandsmitglieder, Prokuristen oder zum Betrieb des ge-
samten Geschafts erméachtigte Handlungsbevollmachtigte der Genossenschaft sein.

Vorschlage fiir die Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrates missen spatestens eine Wo-
che vor dem Tag der Generalversammlung in Textform bei der Genossenschaft eingehen.
Jeder Wahlberechtigte muss die Mdéglichkeit haben, lber jeden einzelnen Kandidaten
abzustimmen. Fur die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder gilt im Ubrigen § 33.

(3) Die Amtsdauer betragt drei Jahre. Sie beginnt mit dem Schluss der Generalversammlung,
die die Wahl vorgenommen hat, und endet am Schluss der Generalversammlung, die fur das
dritte Geschaftsjahr nach der Wahl stattfindet. Hierbei wird das Geschéftsjahr, in welchem das
Aufsichtsratsmitglied gewahlt wird, mitgerechnet. Die Generalversammlung kann fir alle oder
einzelne Aufsichtsratsmitglieder eine kiirzere Amtsdauer bestimmen. Wiederwahl ist zul&ssig.

(3a) Das Amt endet sofort, wenn es darauf beruht, dass das Aufsichtsratsmitglied Mitglied

(4)

(5)

(1)

(@)

3)

(4)

einer eingetragenen Genossenschaft ist und diese Mitgliedschaft beendet ist. Entspre-
chendes gilt fir zur Vertretung anderer juristischer Personen oder Personengesellschaf-
ten befugte Personen, wenn deren Vertretungsbefugnis endet. Besteht Streit Gber die
Beendigung der Mitgliedschaft bzw. Vertretungsbefugnis, entscheidet die Erklarung in
Textform der Genossenschaft bzw. der anderen juristischen Person oder Personenge-
sellschaft, dass die Mitgliedschaft bzw. Vertretungsbefugnis beendet ist.

Scheiden Mitglieder im Laufe ihrer Amtszeit aus, so besteht der Aufsichtsrat bis zur
nachsten ordentlichen Generalversammlung, in der die Ersatzwahlen vorgenommen
werden, nur aus den verbliebenen Mitgliedern. Eine friihere Ersatzwahl durch eine au-
Berordentliche Generalversammlung ist nur dann erforderlich, wenn die Zahl der Auf-
sichtsratsmitglieder unter die gesetzliche Mindestzahl von drei herabsinkt. Ersatzwahlen
erfolgen fir den Rest der Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitglieds.

Aus dem Vorstand ausgeschiedene Mitglieder kdnnen erst in den Aufsichtsrat gewéahlt
werden, wenn sie fur ihre gesamte Vorstandstatigkeit entlastet worden sind.

§ 25 Konstituierung, Beschlussfassung

Der Aufsichtsrat wahlt im Anschluss an jede Wahl aus seiner Mitte einen Vorsitzenden
und einen Schriftfihrer sowie fir beide Stellvertreter. Der Aufsichtsrat ist befugt, zu jeder
Zeit Uber die Amtsverteilung neu zu beschlief3en.

Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch seinen Vorsitzenden, im Verhinderungs-
fall durch dessen Stellvertreter einberufen. Solange ein Vorsitzender und ein Stellvertre-
ter nicht gewahlt und/oder verhindert sind, werden die Aufsichtsratssitzungen durch das
an Lebensjahren alteste Aufsichtsratsmitglied einberufen.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte seiner Mitglieder, darunter
der Vorsitzende oder sein Stellvertreter, mitwirkt. Er fasst seine Beschlisse mit Mehrheit
der glltig abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltungen und ungultige Stimmen werden
nicht mitgerechnet. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt; bei Wahlen ent-
scheidet bei Stimmengleichheit das Los; 8 33 gilt entsprechend.

Aufsichtsratssitzungen kdnnen auch ohne kérperliche Anwesenheit an einem Sitzungs-
ort mittels elektronischer Kommunikation abgehalten werden (virtuelle Sitzung), wenn kein
Mitglied des Aufsichtsrates diesem Verfahren widerspricht. Unter denselben Vorausset-
zungen kann eine Aufsichtsratssitzung sowohl durch korperliche Anwesenheit am Sit-
zungsort als auch ohne korperliche Anwesenheit an diesem Ort mittels elektronischer
Kommunikation abgehalten werden (hybride Sitzung). Eine Beschlussfassung ist ohne
Einberufung einer Sitzung schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation zul&s-
sig, wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter eine solche
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Beschlussfassung veranlasst und kein Mitglied des Aufsichtsrats diesem Verfahren wi-
derspricht.

(5) Die Sitzungen des Aufsichtsrats sollen mindestens halbjahrlich stattfinden. Auf3erdem
hat der Vorsitzende eine Sitzung unter Mitteilung der Tagesordnung einzuberufen, sooft
dies im Interesse der Genossenschaft notwendig erscheint oder wenn es der Vorstand
oder die Halfte der Aufsichtsratsmitglieder in Textform unter Angabe des Zwecks und der
Grinde verlangt. Wird diesem Verlangen nicht entsprochen, so kdnnen die Antragsteller
unter Mitteilung des Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat einberufen.

(6) Beschlisse sind zu Beweiszwecken zu protokollieren. Die Protokolle sind fortlaufend zu
nummerieren und vom Aufsichtsratsvorsitzenden oder dessen Stellvertreter und vom
Schriftfihrer oder dessen Stellvertreter zu unterzeichnen.

(7) Wird Uber geschéftliche Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die die Interes-
sen eines Aufsichtsratsmitglieds, seines Ehegatten oder Lebenspartners, seiner Eltern,
Kinder und Geschwister oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen
Person berthren, so darf das betroffene Aufsichtsratsmitglied an der Beratung und Ab-
stimmung nicht teilnehmen. Das Aufsichtsratsmitglied ist jedoch vor der Beschlussfassung
zu horen.

C. Die Generalversammlung

§ 26 Ausiibung der Mitgliedsrechte

(1) Die Mitglieder tben ihre Rechte in den Angelegenheiten der Genossenschatft in der Ge-
neralversammlung aus. Sie sollen ihre Rechte persénlich austiben.*

(2) Jedes Mitglied hat eine Stimme.

(3) Geschaftsunfahige, beschrankt geschaftsfahige sowie juristische Personen und Perso-
nengesellschaften Gben ihr Stimmrecht durch den gesetzlichen Vertreter bzw. zur Ver-
tretung erméchtigte Gesellschafter aus.

(4) Mitglieder, deren gesetzliche Vertreter oder zur Vertretung erméchtigte Gesellschafter
konnen sich durch Bevollmachtigte vertreten lassen (8 43 Abs. 5 Genossenschaftsge-
setz). Mehrere Erben eines verstorbenen Mitglieds (8 7) kdnnen das Stimmrecht nur durch
einen gemeinschaftlichen Bevollmachtigten ausiiben. Ein Bevollmachtigter kann nicht
mehr als zwei Mitglieder vertreten. Bevollméachtigte kdbnnen nur Mitglieder der Genos-
senschaft, Ehegatten oder Lebenspartner, Eltern, Kinder oder Geschwister eines Mit-
glieds sein oder miissen zum Vollmachtgeber in einem Gesellschafts- oder Anstellungs-
verhaltnis stehen. Personen, an die die Mitteilung Giber den Ausschluss abgesandt ist (8
9 Abs. 5), sowie Personen, die sich geschaftsmaRig zur Ausibung des Stimmrechts
erbieten, kdnnen nicht bevollméchtigt werden.

(5) Stimmberechtigte gesetzliche bzw. erméchtigte Vertreter oder Bevollmachtigte missen
ihre Vertretungsbefugnis auf Verlangen des Versammlungsleiters in geeigneter Form
nachweisen. Die Regelung in 8 36a Abs. 4 bleibt unberihrt.

(6) Niemand kann fir sich oder einen anderen das Stimmrecht ausiben, wenn dartiber Be-
schluss gefasst wird, ob er oder das vertretene Mitglied zu entlasten oder von einer Ver-
bindlichkeit zu befreien ist, oder ob die Genossenschaft gegen ihn oder das vertretene
Mitglied einen Anspruch geltend machen soll. Er ist jedoch vor der Beschlussfassung zu
horen.

4 Alternativ konnte hier - abhéngig von der GroRe der Genossenschaft - ein konkreter Betrag genannt werden.
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(1)

(2)
3)

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

(7)

§ 27 Frist und Tagungsort

Die ordentliche Generalversammlung hat innerhalb der ersten sechs Monate nach Ab-
lauf des Geschaftsjahres stattzufinden.

AuBerordentliche Generalversammlungen kénnen nach Bedarf einberufen werden.

Die Generalversammlung findet am Sitz der Genossenschatft statt, sofern nicht Vorstand
und Aufsichtsrat gemaR § 23 Abs. 2 Buchst. g einen anderen Tagungsort und/oder eine
andere Form der Versammlung (8 36a) festlegen.

§ 28 Einberufung und Tagesordnung

Die Generalversammlung wird durch den Aufsichtsrat, vertreten durch dessen Vorsitzen-
den, einberufen. Die Rechte des Vorstands gemanR § 44 Abs. 1 GenG bleiben unberthrt.

Die Mitglieder der Genossenschaft kdnnen in Textform unter Angabe des Zwecks und
der Grinde die Einberufung einer Generalversammlung verlangen. Hierzu bedarf es
mindestens des zehnten Teils der Mitglieder.

Die Generalversammlung wird durch unmittelbare Benachrichtigung samtlicher Mitglie-
der in Textform unter Einhaltung einer Frist von mindestens zwei Wochen, die zwischen
dem Tag des Zugangs (Abs. 7) bzw. der Vero6ffentlichung der Einberufung und dem Tag
der Generalversammlung liegen muss. Bei der Einberufung ist die Tagesordnung, die
Form der Versammlung, im Fall des § 36a Abs. 3 zusatzlich die Form der Erdrterungs-
phase und im Fall der 836a Abs. 1 bis 3 die erforderlichen Angaben zur Nutzung der
schriftlichen oder elektronischen Kommunikation bekannt zu machen. § 36¢c Absatz 2
bleibt unberihrt.

Die Tagesordnung wird von dem Organ festgesetzt, das die Generalversammlung ein-
beruft. Mitglieder der Genossenschaft kdnnen in Textform unter Angabe des Zwecks und
der Grinde verlangen, dass Gegenstande zur Beschlussfassung in der Generalver-
sammlung angekiindigt werden. Hierzu bedarf es mindestens des zehnten Teils der Mit-
glieder.

Uber die Gegenstande, deren Verhandlung nicht mindestens eine Woche vor der Gene-
ralversammlung angekundigt ist, kbnnen Beschliisse nicht gefasst werden; hiervon sind
jedoch Beschlusse tber den Ablauf der Versammlung sowie Uber Antrage auf Berufung
einer auBRerordentlichen Generalversammlung ausgenommen.

Zu Antragen und Verhandlungen ohne Beschlussfassung bedarf es der Ankiindigung
nicht.

In den Fallen der Absatze 3 und 5 gelten die entsprechenden Mitteilungen als zugegan-
gen, wenn sie vier Tage vor Beginn der Frist abgesendet worden sind.

§ 29 Versammlungsleitung

Den Vorsitz in der Generalversammlung fihrt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein
Stellvertreter. Sofern die Generalversammlung durch den Vorstand einberufen worden ist,
fuhrt ein Mitglied des Vorstands den Vorsitz. Durch Beschluss kann der Vorsitz einem ande-
ren Mitglied der Genossenschaft oder einem Vertreter des gesetzlichen Prifungsverbandes
Ubertragen werden. Der Vorsitzende der Generalversammlung ernennt einen Schriftfihrer und
die erforderlichen Stimmenzahler.
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§ 30 Gegenstande der Beschlussfassung

Der Beschlussfassung der Generalversammlung unterliegen neben den in dieser Satzung
bezeichneten sonstigen Angelegenheiten insbesondere

a)
b)

c)
d)

€)
f)
9)

h)

)
K)

Anderung der Satzung;®
Auflésung der Genossenschaft;
Fortsetzung der Genossenschaft nach beschlossener Auflosung;

Verschmelzung, Spaltung und Formwechsel der Genossenschaft nach den Vorschrif-
ten des Umwandlungsgesetzes;

Austritt aus genossenschaftlichen Verbanden und Vereinigungen;
Widerruf der Bestellung von Mitgliedern des Aufsichtsrats;

Feststellung des Jahresabschlusses, Verwendung des Jahresiberschusses oder
Deckung des Jahresfehlbetrages sowie der Umfang der Bekanntgabe des Prifungs-
berichts;

Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats;
Wabhl der Mitglieder des Aufsichtsrats und Festsetzung ihrer Vergltungen;
Ausschluss von Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern aus der Genossenschatft;

Wahl von Bevollméachtigten zur Fihrung von Prozessen gegen Aufsichtsratsmitglie-
der wegen ihrer Organstellung;

Festsetzung der Beschrankungen bei Kreditgewahrung gemal § 49 des Genossen-
schaftsgesetzes;

Festsetzung eines Eintrittsgeldes.

Festsetzung laufender Beitrage gemafd § 12 Buchstabe g)

8§ 31 Mehrheitserfordernisse

(1) Die Beschlusse der Generalversammlung bedtrfen der einfachen Mehrheit der abgege-
benen Stimmen, soweit nicht das Gesetz oder diese Satzung eine grolRere Mehrheit
vorschreibt.

(2) Eine Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen ist in den in § 30 Buchstabe
a) —f), j) und n) genannten Fallen erforderlich.

(3) Vor der Beschlussfassung Uber die Verschmelzung, die Spaltung oder den Formwechsel
nach den Vorschriften des Umwandlungsgesetzes, sowie vor der Beschlussfassung tber
die Auflésung und die Fortsetzung der aufgeltsten Genossenschaft ist der Prifungsver-
band zu héren. Ein Gutachten des Prifungsverbandes ist vom Vorstand rechtzeitig zu
beantragen und in der Generalversammlung zu verlesen.

§ 32 Entlastung

Uber die Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat ist getrennt abzustimmen; hierbei haben
weder die Mitglieder des Vorstands noch des Aufsichtsrats ein Stimmrecht.

5 Vgl. §§ 126 ff. BGB.
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(1)

(2)

3)

(4)

(5)

(6)

(1)

(2)

(1)

§33
Abstimmung und Wahlen

Abstimmungen und Wahlen missen geheim erfolgen, wenn der Vorstand, der Aufsichts-
rat oder mindestens der vierte Teil der bei der Beschlussfassung hierliber giiltig abgege-
benen Stimmen es verlangt.

Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt; bei Wahlen entscheidet in diesem
Fall das Los.

Bei der Feststellung des Stimmenverhéltnisses werden nur die abgegebenen Stimmen
gezahlt; Stimmenthaltungen und ungiiltige Stimmen werden dabei nicht bericksichtigt.

Wird eine Wahl offen durchgefiihrt, so ist fir jedes zu vergebende Mandat ein besonde-
rer Wahlgang erforderlich. Gewahlt ist, wer die meisten Stimmen erhalten hat. Sind nicht
mehr Kandidaten vorgeschlagen, als Mandate zu besetzen sind, so kann gemeinsam (en
bloc) abgestimmt werden, sofern dem nicht widersprochen wird.

Wird eine Wahl geheim durchgefuhrt, so hat jeder Wahlberechtigte so viele Stimmen,
wie Mandate zu vergeben sind. Der Wahlberechtigte bezeichnet auf dem Stimmzettel die
Bewerber, denen er seine Stimme geben will; auf einen Bewerber kann dabei nur eine
Stimme entfallen. Gewahlt sind die Bewerber, die die meisten Stimmen erhalten.

Der Gewahlte hat spatestens unverziiglich nach der Wahl gegeniber der Genossen-
schaft zu erklaren, ob er die Wahl annimmt.

8§ 34 Auskunftsrecht

Jedem Mitglied ist auf Verlangen in der Generalversammlung Auskunft Giber Angelegen-
heiten der Genossenschaft zu geben, soweit das zur sachgemalien Beurteilung des
Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunft erteilt der Vorstand oder
der Aufsichtsrat.

Die Auskunft darf verweigert werden, soweit

a) die Erteilung der Auskunft nach verniinftiger kaufméannischer Beurteilung geeignet ist,
der Genossenschaft einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufugen;

b) sich die Frage auf die Einkaufsbedingungen der Genossenschaft und deren Kalkulati-
onsgrundlagen bezieht;

c) die Frage steuerliche Wertansatze betrifft;

d) die Erteilung der Auskunft strafbar ware oder eine gesetzliche, satzungsmallige oder
vertragliche Geheimhaltungspflicht verletzt wiirde;

e) das Auskunftsverlangen die personlichen oder geschéftlichen Verhéaltnisse eines Drit-
ten betrifft;

f) es sich um arbeitsvertragliche Vereinbarungen mit Vorstandsmitgliedern oder Mitar-
beitern der Genossenschaft handelt.

§ 35 Versammlungsniederschrift

Die Beschlisse der Generalversammlung sind zu Beweiszwecken zu protokollieren. Die
Protokolle sind fortlaufend zu nummerieren. Die Protokollierung ist nicht Voraussetzung
fur die Rechtswirksamkeit der Beschlisse.
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(2)

3)

(4)

(5)

Die Protokollierung soll spéatestens innerhalb von zwei Wochen nach dem Schluss der
Generalversammlung erfolgen. Dabei sollen Ort und Tag oder Zeitraum der
Versammlung, Form der Versammlung und im Fall der Versammlung im gestreckten
Verfahren (8 36a Abs. 3) zusétzlich die Form der Ertrterungsphase, Name des
Versammlungsleiters sowie Art und Ergebnis der Abstimmungen und die Feststellungen
des Versammlungsleiters Uber die Beschlussfassung angegeben werden. Bei
Versammlungen nach 8§ 36a Abs. 1 oder im Fall einer virtuellen Erdrterungsphase im
Rahmen einer Versammlung im gestreckten Verfahren nach 8§ 36a Abs. 3 ist als Ort der
Versammlung der Sitz der Genossenschaft anzugeben. Die Niederschrift muss von dem
Versammlungsleiter, dem Schriftfihrer und mindestens einem anwesenden
Vorstandsmitglied unterschrieben werden; ihr sind die Belege Uber die Einberufung als
Anlagen beizufugen.

Dem Protokoll ist in den Fallen des § 47 Abs. 3 GenG ein Verzeichnis der erschienenen
oder vertretenen Mitglieder und der Vertreter der Mitglieder beizufiigen. Bei jedem er-
schienenen oder vertretenen Mitglied ist dessen Stimmenzahl zu vermerken.

Das Protokoll ist mit den dazugehdrenden Anlagen aufzubewahren. Die Einsichthahme
in das Protokoll ist jedem Mitglied der Genossenschaft zu gestatten.

Zusatzlich ist der Niederschrift im Fall des 8§ 36a der Satzung ein Verzeichnis tber die
an der Beschlussfassung mitwirkenden Mitglieder beizufligen und darin die Art der
Stimmabgabe zu vermerken.

8§ 36 Teilnahmerecht der Verbande

Vertreter des Prifungsverbandes kénnen an jeder Generalversammlung beratend teilnehmen.

(1)

(@)

(3)

§ 36a Virtuelle Versammlung, hybride Versammlung und Versammlung
im gestreckten Verfahren

Die Generalversammlung kann ohne physische Présenz der Mitglieder an einem Ort
abgehalten werden (virtuelle Versammlung). In diesem Fall muss sichergestellt sein, dass
der gesamte Versammlungsverlauf allen teilnehmenden Mitgliedern schriftlich oder im
Wege der elektronischen Kommunikation mitgeteilt wird und alle teilnehmenden Mitglie-
der ihre Rede-, Antrags-, Auskunfts- und Stimmrechte schriftlich oder im Wege der elek-
tronischen Kommunikation austben kénnen. Bei der Einberufung sind insbesondere
Informationen Uber evtl. Zugangsdaten sowie darlber hinaus, auf welche Weise das
Rede-, Antrags-, Auskunfts- und Stimmrecht ausgeiibt werden kann, mitzuteilen.

Die Teilnahme an der Generalversammlung kann auch wahlweise am Ort der Versamm-
lung physisch oder ohne physische Anwesenheit an diesem Ort erfolgen (hybride Ver-
sammlung). In diesem Fall muss sichergestellt sein, dass der gesamte Versammlungs-
verlauf allen teilnehmenden Mitgliedern im Wege der elektronischen Kommunikation
mitgeteilt wird, die Mitglieder, die ohne physische Anwesenheit am Ort der Versammlung
teilnehmen, ihre Rede-, Antrags-, Auskunfts- und Stimmrechte im Wege der elektroni-
schen Kommunikation ausitiben kénnen und der Vorstand und der Aufsichtsrat durch
physisch am Ort der Versammlung anwesende Mitglieder vertreten sind. Abs. 1 S. 3 gilt
entsprechend.

Die Teilnahme an der Generalversammlung kann auch dergestalt erfolgen, dass die
Versammlung aufgespalten wird in eine Erérterungsphase, die abgehalten wird als virtu-
elle Versammlung oder als hybride Versammlung und in eine zeitlich nachgelagerte Ab-
stimmungsphase (Versammlung im gestreckten Verfahren). In diesem Fall muss sicher-
gestellt sein, dass wahrend einer als virtuelle Versammlung stattfindenden Erorterungs-
phase Abs. 1 S. 2 mit Ausnahme der Anforderungen an die Austibung von Stimmrechten
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(4)

(1)

(2)

erfullt ist und wahrend einer als hybride Versammlung stattfindenden Erérterungsphase
Abs. 2 S. 2 mit Ausnahme der Anforderungen an die Austibung von Stimmrechten erfullt
ist. AuRerdem muss sichergestellt sein, dass wahrend der Abstimmungsphase alle Mit-
glieder ihre Stimmrechte schriftlich oder im Wege der elektronischen Kommunikation
austben kbénnen. Abs. 1 S. 3 gilt entsprechend; mitzuteilen ist ferner, wie und bis wann
die schriftliche oder im Wege der elektronischen Kommunikation abzugebende Stimm-
abgabe zu erfolgen hat.

Die AuslUbung von Stimmvollmachten (8§ 26 Abs. 4) ohne physische Anwesenheit in der
Generalversammlung ist nur zulassig, wenn die Vollmacht dem Vorstand mindestens eine
Woche vor dem Tag der Generalversammlung in Textform nachgewiesen wird.

§ 36b Schriftliche oder elektronische Mitwirkung an der Beschlussfassung
einer nur als Prasenzversammlung durchgefiihrten Generalversammiung

Ist gestattet worden, an der Beschlussfassung einer nur als Prasenzversammlung
durchgefihrten Generalversammlung schriftlich oder im Wege elektronischer Kommuni-
kation mitzuwirken, ist zusammen mit der Einberufung mitzuteilen, wie und bis wann die
schriftliche oder elektronische Stimmabgabe zu erfolgen hat.

§ 36a Abs. 4 gilt entsprechend.

§ 36cTeilnahme von Aufsichtsratsmitgliedern an einer Prasenzversammlung in

(1)

(2)

(1)
(2)
3)

Bild und Ton und Ubertragung der Generalversammlung in Bild und Ton

Ein Aufsichtsratsmitglied kann an einer Prasenzversammlung im Wege der Bild- und
Tonubertragung teilnehmen, wenn

a) der Aufsichtsrat diese Teilnahmemaoglichkeit zulasst,

b) dies mindestens 1 Woche vor der Generalversammlung beim Vorstand in Textform
beantragt wurde und

c) das Aufsichtsratsmitglied glaubhaft versichert, dass es zur An- und Abreise mehr als 6
Stunden bendétigen wirde.

Die Ubertragung der Generalversammlung in Bild und Ton ist zulassig. Die Entschei-
dung dartuiber, ob und auf welche Weise die Generalversammlung in Bild und Ton Uber-
tragen wird, obliegt dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. Die Art und Weise
der Ubertragung ist mit der Einberufung bekannt zu machen.

IV. EIGENKAPITAL

§ 37 Geschaftsanteil und Geschaftsguthaben
Der Geschéftsanteil betragt EUR 100.
Der Geschéftsanteil ist sofort voll einzuzahlen.

Ein Mitglied kann sich mit Zustimmung des Vorstands mit weiteren Geschaftsanteilen
beteiligen. Die freiwillige Beteiligung eines Mitglieds mit einem weiteren Geschaftsanteil
darf mit Ausnahme bei einer Pflichtbeteiligung erst zugelassen werden, wenn alle vorhe-
rigen Geschéftsanteile voll eingezahlt sind.
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(4)

(5)

(6)

(1)
(2)

(1)

(2)

(3)

Die auf den/die Geschéftsanteil(e) geleisteten Einzahlungen zuziglich sonstiger Gut-
schriften und abziglich zur Verlustdeckung abgeschriebener Betrdge bilden das Ge-
schéaftsguthaben eines Mitglieds.

Das Geschaftsguthaben darf, solange das Mitglied nicht ausgeschieden ist, von der Ge-
nossenschaft nicht ausgezahlt, nicht aufgerechnet oder im geschéftlichen Betrieb der
Genossenschaft als Sicherheit verwendet werden. Eine geschuldete Einzahlung darf nicht
erlassen werden; gegen diese kann das Mitglied nicht aufrechnen.

Die Abtretung oder Verpfandung des Geschéaftsguthabens an Dritte ist unzulassig und
der Genossenschaft gegeniiber unwirksam. Eine Aufrechnung des Geschéaftsguthabens
durch das Mitglied gegen seine Verbindlichkeiten gegeniiber der Genossenschaft ist nicht
gestattet. FUr das Auseinandersetzungsguthaben gilt § 10.

§ 38 Gesetzliche Riicklage
Die gesetzliche Ricklage dient nur zur Deckung von Bilanzverlusten.

Sie wird gebildet durch eine jahrliche Zuweisung von mindestens 10% des Jahresiber-
schusses zuzliglich eines eventuellen Gewinnvortrags bzw. abzliglich eines eventuellen
Verlustvortrags sowie eines Betrags, der mindestens 5% der vorgesehenen genossen-
schaftlichen Rickvergitung entspricht, solange die Ricklage 25% der Bilanzsumme nicht
erreicht.

§ 39 Andere Ergebnisriicklagen

Neben der gesetzlichen Riicklage wird eine andere Ergebnisriicklage gebildet, der jahr-
lich mindestens 10% des Jahresiberschusses zuziglich eines eventuellen Gewinnvor-
trags bzw. abzlglich eines eventuellen Verlustvortrags zuzuweisen sind. Der nach Absatz
2 vom Vorstand in die weitere Ergebnisriicklage eingestellte Betrag ist anzurechnen.
Weitere Ergebnisriicklagen kénnen gebildet werden. Uber ihre Verwendung beschlieRen
Vorstand und Aufsichtsrat in gemeinsamer Sitzung (8§ 23 Abs. 2 Buchstabe e)).

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses kann der Vorstand einen Teil des Jahres-
uberschusses, hochstens jedoch die Halfte, in eine weitere Ergebnisrucklage einstellen.
Uber deren Verwendung beschliel3t der Vorstand.

Der Generalversammlung verbleibt das Recht, die Ergebnisriicklagen zur Deckung von
Bilanzverlusten zu verwenden.

§ 39 a Kapitalriicklage

Werden Eintrittsgelder erhoben, so sind sie einer Kapitalriicklage zuzuweisen. Uber ihre Ver-
wendung beschlieRen Vorstand und Aufsichtsrat in gemeinsamer Sitzung (8§ 23 Abs. 2 Buch-
stabe e). Der Generalversammlung verbleibt das Recht, sie zur Deckung von Bilanzverlusten
Zu verwenden (8 45).

§ 40 Nachschusspflicht

Eine Nachschusspflicht der Mitglieder ist ausgeschlossen.
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(1)
(@)

(1)

(2)

(3)

(4)

V. RECHNUNGSWESEN

§ 41 Geschaftsjahr
Das Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.

Das erste Geschaftsjahr beginnt mit der Eintragung der Genossenschaft und endet am
31.12. dieses Jahres.

§ 42 Jahresabschluss und Lagebericht

Der Vorstand hat innerhalb von finf Monaten nach Ende des Geschéftsjahres den Jah-
resabschluss und den Lagebericht, soweit dieser gesetzlich erforderlich ist, flr das ver-
gangene Geschéftsjahr aufzustellen.

Der Vorstand hat gemalR § 16 Abs. 2 Buchstabe g) den Jahresabschluss und den Lage-
bericht, soweit dieser gesetzlich erforderlich ist, dem Aufsichtsrat unverztglich und so-
dann mit dessen Bemerkungen der Generalversammlung zur Feststellung des Jahres-
abschlusses vorzulegen.

Jahresabschluss, Lagebericht, soweit dieser gesetzlich erforderlich ist, und Bericht des
Aufsichtsrats sollen mindestens eine Woche vor dem Tag der Generalversammlung in
den Geschéaftsraumen der Genossenschaft oder an einer anderen bekannt zu machen-
den Stelle zur Einsicht der Mitglieder ausgelegt, im nicht 6ffentlichen Mitgliederbereich auf
der Internetseite der Genossenschaft zugéanglich gemacht oder ihnen sonst zur Kenntnis
gebracht werden.

Der Bericht des Aufsichtsrats tber seine Prifung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts (8 22 Abs. 2), soweit dieser gesetzlich erforderlich ist, ist der ordentlichen Gene-
ralversammlung zu erstatten.

§ 43 Riickvergiitung

Uber die Ausschiittung einer Riickvergiitung beschlieRen Vorstand und Aufsichtsrat vor Auf-
stellung der Bilanz. Auf die von Vorstand und Aufsichtsrat beschlossene Rickvergutung ha-
ben die Mitglieder einen Rechtsanspruch.

(1)

(1)

(2)

§ 44 Verwendung des Jahresiiberschusses

Uber die Verwendung des Jahresiiberschusses beschlieRt die Generalversammiung
unter Beachtung der Vorschriften des Gesetzes und dieser Satzung. Der auf die Mitglie-
der entfallende Jahresuberschuss wird dem Geschéaftsguthaben so lange zugeschrieben,
bis der Geschaftsanteil erreicht oder ein durch einen Jahresfehlbetrag vermindertes Ge-
schaftsguthaben wieder erganzt ist.

§ 45 Deckung eines Jahresfehlbetrages

Uber die Behandlung der Deckung eines Jahresfehlbetrages beschliel3t die Generalver-
sammlung.

Soweit ein Jahresfehlbetrag nicht auf neue Rechnung vorgetragen oder durch Heranzie-
hung der anderen Ergebnisriicklagen gedeckt wird, ist er durch die gesetzliche Ricklage
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oder durch die Kapitalriicklage oder durch Abschreibung von den Geschéaftsguthaben der
Mitglieder oder durch diese Malinahmen zugleich zu decken.

(3) Werden die Geschaftsguthaben zur Deckung eines Jahresfehlbetrages herangezogen,
so wird der auf das einzelne Mitglied entfallende Anteil des Jahresfehlbetrages nach dem
Verhaltnis der ibernommenen oder der satzungsgemaf zu iibernehmenden Geschéfts-
anteile aller Mitglieder bei Beginn des Geschaftsjahres, in dem der Jahresfehlbetrag
entstanden ist, berechnet.

VI. LIQUIDATION

§ 46 Liquidation

Nach der Aufldsung erfolgt die Liquidation der Genossenschaft nach MaRgabe des Genos-
senschaftsgesetzes. Fir die Verteilung des Vermdgens der Genossenschatft ist das Gesetz
mit der MaRgabe anzuwenden, dass Uberschiisse im Verhéltnis der Geschéaftsguthaben unter
die Mitglieder verteilt werden.

VIl. BEKANNTMACHUNGEN

§ 47 Bekanntmachungen

Die Bekanntmachungen der Genossenschaft werden, soweit gesetzlich oder in der Satzung
nichts Abweichendes vorgeschrieben ist, auf der offentlich zuganglichen Internetseite der
Genossenschaft, der Jahresabschluss und der gesetzliche Lagebericht sowie die in § 325
HGB genannten Unterlagen werden nur im Bundesanzeiger veroffentlicht. Bei der Bekannt-
machung sind die Namen der Personen anzugeben, von denen sie ausgeht.

VIIl. GERICHTSSTAND

§ 48 Gerichtsstand

Gerichtsstand fur alle Streitigkeiten zwischen dem Mitglied und der Genossenschaft aus dem
Mitgliedschaftsverhaltnis ist das Amtsgericht oder das Landgericht, das fir den Sitz der Ge-
nossenschaft zustandig ist.

Liste der Grindungsmitglieder:

1. Olaf Dalchow, Sottmar

2. Kati Berg, Eilum

3. Axel Busch, Flechtorf

4. Klaus Koch, Remlingen

5. Marcus Diekmann, Wolfenblttel
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6. Florian Zacher, Wolfenbttel
7

Seite 25 von 25



	PRÄAMBEL
	I. FIRMA, SITZ, ZWECK UND GEGENSTAND DES UNTERNEHMENS
	§ 1 Firma und Sitz
	§ 2 Zweck und Gegenstand

	II. MITGLIEDSCHAFT
	§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft
	§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft
	§ 5 Kündigung
	§ 6 Übertragung des Geschäftsguthabens
	§ 7 Tod eines Mitglieds
	§ 8 Auflösung einer juristischen Person oder Personengesellschaft
	§ 9 Ausschluss
	§ 10 Auseinandersetzung
	§ 11 Rechte der Mitglieder
	§ 12 Pflichten der Mitglieder

	III. ORGANE DER GENOSSENSCHAFT
	§ 13 Organe der Genossenschaft

	A. Der Vorstand
	§ 14 Leitung der Genossenschaft
	§ 15 Vertretung
	§ 16 Aufgaben und Pflichten des Vorstands
	§ 17 Berichterstattung gegenüber dem Aufsichtsrat
	§ 18 Zusammensetzung und Dienstverhältnis
	§ 19 Willensbildung
	§ 20 Teilnahme an Sitzungen des Aufsichtsrats
	§ 21 Kredit an Vorstandsmitglieder

	B. Der Aufsichtsrat
	§ 22 Aufgaben und Pflichten des Aufsichtsrats
	§ 23 Gemeinsame Sitzungen von Vorstand und Aufsichtsrat,
	zustimmungsbedürftige Angelegenheiten
	§ 24 Zusammensetzung und Wahl
	§ 25 Konstituierung, Beschlussfassung

	C. Die Generalversammlung
	§ 26 Ausübung der Mitgliedsrechte
	§ 27 Frist und Tagungsort
	§ 28 Einberufung und Tagesordnung
	§ 29 Versammlungsleitung
	§ 30 Gegenstände der Beschlussfassung
	§ 31 Mehrheitserfordernisse
	§ 32 Entlastung
	§ 33
	Abstimmung und Wahlen
	§ 34 Auskunftsrecht
	§ 35 Versammlungsniederschrift
	§ 36 Teilnahmerecht der Verbände
	§ 36a Virtuelle Versammlung, hybride Versammlung und Versammlung im gestreckten Verfahren
	§ 36b Schriftliche oder elektronische Mitwirkung an der Beschlussfassung einer nur als Präsenzversammlung durchgeführten Generalversammlung
	§ 36cTeilnahme von Aufsichtsratsmitgliedern an einer Präsenzversammlung in Bild und Ton und Übertragung der Generalversammlung in Bild und Ton

	IV. EIGENKAPITAL
	§ 37 Geschäftsanteil und Geschäftsguthaben
	§ 38 Gesetzliche Rücklage
	§ 39 Andere Ergebnisrücklagen
	§ 39 a Kapitalrücklage
	§ 40 Nachschusspflicht

	V. RECHNUNGSWESEN
	§ 41 Geschäftsjahr
	§ 42 Jahresabschluss und Lagebericht
	§ 43 Rückvergütung
	§ 44 Verwendung des Jahresüberschusses
	§ 45 Deckung eines Jahresfehlbetrages

	VI. LIQUIDATION
	§ 46 Liquidation

	VII. BEKANNTMACHUNGEN
	§ 47 Bekanntmachungen

	VIII. GERICHTSSTAND
	§ 48 Gerichtsstand


